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Der Fall
Wegen akuter Rückenschmerzen auf-
grund langjährig bestehender Band-
scheibenschäden wurden einem 
50-jährigen Patienten von dessen 
Hausarzt binnen einer Woche vier-
mal die Präparate Solu-Decortin und 
Diclofenac gleichzeitig in die Gesäß-
muskulatur injiziert. Einige Stunden 
nach Verabreichung der vierten Sprit-
ze kollabierte der Patient zuhause. Er 
wurde mit Schüttelfrost, Atemschwie-
rigkeiten und Schmerzen als Notfall 
im Krankenhaus aufgenommen, wo 
er sofort intensivmedizinisch behan-
delt wurde.

Auslöser des Kollapses war ein 
schwerer septischer Schock, der ein 
multiples Organversagen und 
schließlich dauerhaft eine weitgehen-
de Körperlähmung beim Patienten 
bewirkte. Ursache der Sepsis war – 
wie sich später herausstellte – ein 
Spritzenabszess. Das septische Infekti-
onsgeschehen war für die Ärzte im 
Krankenhaus nicht zu beherrschen. 
Es schloss sich ein mehr als ein Jahr 
andauernder dramatischer Leidens-
prozess an, während dem der Patient 
ohne jede Aussicht auf Besserung 
dauerhaft künstlich beatmet werden 
musste und weitgehend gelähmt 
blieb.

Am Ende dieses Leidensprozesses 
stand der ärztlich begleitete Freitod 
des Patienten, der seinen Sterbe-
wunsch über Monate hinweg geäu-
ßert und diesen auch in Ethikgesprä-
chen mit den behandelnden Ärzten 

bekräftigt hatte. Der Patient war ver-
heiratet und Vater von drei minder-
jährigen Kindern.

Das Landgericht Lüneburg1 ver-
urteilte den Arzt zur Zahlung von 
500.000 Euro Schmerzensgeld. Das 
Oberlandesgericht Celle sowie der 
Bundesgerichthof bestätigten die Ent-
scheidung durch Verwerfung der Be-
rufung2 und Zurückweisung der revi-
sionsbezogenen Nichtzulassungs-
beschwerde3.

Beurteilung
Die grundsätzlichen Bedenken gegen 
Injektionen der dargestellten Art sind 
keineswegs neu4; allerdings die Deut-
lichkeit der hier besprochenen Ent-
scheidungen.

Während die ältere Rechtspre-
chung5 davon ausging, der Arzt ver-
letze seine Aufklärungspflicht, wenn 
er den Patienten nicht auf die Mög-
lichkeit der oralen Verabreichung des 
Medikaments und die unterschiedli-
chen Gefahren beider Behandlungs-
methoden hinweise, ist dies so nicht 
mehr möglich. Die intramuskuläre 
Injektion eines Gemischs der Präpara-
te Solu-Decortin und Diclofenac wird 
auf Grundlage des erstinstanzlichen 
Sachverständigengutachtens als gro-
ber Behandlungsfehler gewertet. Hin-
tergrund werden nach Ansicht des 
Verfassers wohl folgende Überlegun-
gen sein:
a) Zu den bekannten Nebenwirkun-

gen hochdosierter Kortisongaben 
gehört die reduzierte Abwehrreak-

tion gegen Keime. Daneben weist 
Diclofenac beträchtliche lokaltoxi-
sche Eigenschaften auf. Wegen der 
Häufigkeit der lokalen Komplika-
tionen wurde die Medikamenten-
kombination von Kortisonpräpa -
raten mit nichtsteroidalen Anti -
rheumatika in den 80er-Jahren 
durch das damalige Bundesge -
sundheitsamt vom Markt genom-
men. Eine Behandlung mit selbst 
hergestellten Kombinationslösun-
gen von Kortison und Diclofenac 
wird daher als Verstoß gegen ele-
mentare Behandlungsregeln anzu-
sehen sein.

b) Die Fachinformation für Solu-
 Decortin, das Prednisolon ent-
spricht, enthält zahlreiche zugelas-
sene Anwendungsgebiete für eine 
parenterale Anfangsbehandlung. 
Lumbago ist jedoch nicht darun-
ter aufgeführt6. 

Die Einordnung als grober Behand-
lungsfehler führt nach § 630h Abs. 5 
BGB dazu, dass gesetzlich vermutet 
wird, dass der (grobe) Behandlungs-
fehler für die vorliegende Verletzung 
ursächlich war. Zwar ist der Gegenbe-
weis gegen diese Kausalitätsver-
mutung grundsätzlich zulässig, rein 
praktisch jedoch – von Ausnahmefäl-
le abgesehen – unmöglich. 

Der Sachverständige untermauer-
te den groben Behandlungsfehler ins-
besondere durch seine Feststellungen, 
dass die intramuskuläre Injektion der 
beiden Präparate sowohl dem fachli-
chen medizinischen Standard als 
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1 LG Lüneburg Urteil (Az. 2 O 157/16).
2 OLG Celle Beschluss vom 10. August 2018 (Az. 1 U 71/17).
3 BGH Beschluss vom 12. März 2019 (Az. VI ZR 355/18).
4 Vgl. KBV, Verordnung Aktuell – Arzneimittel 13. Februar 2015
5 Vgl. OLG Frankfurt, Urteil (Az. 9 U 10/82).
6 So: Fallsammlung der Norddeutschen Schlichtungsstelle, Ärzteblatt Sachsen-Anhalt, Recht 12/2013.
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auch den gängigen Leitempfehlun-
gen widerspreche.

Das Oberlandesgericht bestätigte 
in einem Hinweisbeschluss vom 
05.06.2018 die erstgerichtliche 
Rechtsansicht, dass es auch nicht da-
rauf ankomme, ob der Patient vor 
Verabreichung der Injektionen in die-
se eingewilligt habe, weil eine kontra-
indizierte Behandlung nicht durch ei-
ne Einwilligung gerechtfertigt werden 
könne. Darüber hinaus stehe der dra-
matische, ungewöhnliche Krank-
heitsverlauf, der nicht unbedingt vor-
hersehbar gewesen sei, der Haftung 
des Arztes nicht entgegen.

Fazit
Der Fall zeigt deutlich die Weiterent-
wicklung der bestehenden Recht-
sprechung auf unter Berücksichti-
gung der geänderten Gesetzeslage. 
Herauszustellen ist insbesondere die 
gerichtliche Feststellung des Aus-
schlusses einer ärztlichen Rechtfer-
tigung trotz Einwilligung des Patien-
ten bei nichtindizierten Behandlun-

gen. Es kommt in diesem Zusam-
menhang nicht darauf an, ob der Pa-
tient genau diese Behandlung ge-
wünscht, ja eventuell sogar „be-
stellt“ hatte. Die Aufklärung vor ei-
ner Injektion ist keine juristische Lö-
sung, wenn die Indikation nicht an-
genommen werden kann und die Be-
handlung zudem sowohl dem fachli-
chen medizinischen Standard als 
auch den gängigen Leitempfehlun-
gen widerspricht. Die Einwilligung 
oder der ausdrückliche Wunsch ei-
nes Patienten nach einer Injektion 
in einer solchen Gestaltung wird im 
Falle einer Komplikation nicht dazu 
führen, dass diese als schicksalhaft 
gewertet werden würde. Der doku-
mentierte Patientenwunsch schützt 
bei Komplikationen nicht vor Haf-
tung, selbst wenn die Injektion ord-
nungsgemäß aufgeklärt und durch-
geführt wurde. 

Komplikationen durch intramus-
kuläre Injektionen stellen nach wie 
vor einen häufigen Grund für ge-
richtliche Verfahren gegen Ärzte in 

Deutschland dar7. Die Volltextver-
öffentlichungen der besprochenen 
Entscheidungen liegen bislang noch 
nicht vor. Dementsprechend wird ge-
gebenenfalls im Hinblick auf weitere 
Einzelheiten, insbesondere das kon-
krete Beweisergebnis des erstinstanz-
lichen Sachverständigengutachtens, 
noch eine weitere Nachbesprechung 
erforderlich sein.
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7 KBV, Verordnung Aktuell – Arzneimittel 13. Februar 2015
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